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geprüft werden konnte. Die Pla-
nung von Änderungen an einem
bestehenden Bauwerk begründet
nicht automatisch eine Urheber-
rechtsverletzung, so die Ansba-
cher Nachprüfungskammer.
Letztlich ist die Verletzung urhe-
berrechtlicher Vorschriften somit
vor den ordentlichen Gerichten
geltend zu machen und gegebe-
nenfalls festzustellen.
> HOLGER SCHRÖDER

Der Autor ist Fachanwalt für Vergabe-
recht bei Rödl & Partner in Nürnberg.

Teilabriss von Gebäuden. Vor
diesem Hintergrund stand zur
Überzeugung der nordbayeri-
schen Vergabekammer keine Ur-
heberrechtsverletzung fest. Vor
allem konnte im Zeitpunkt des
Nachprüfungsverfahrens keine
entsprechende Feststellung ge-
troffen werden, weil die künfti-
gen Planungen im Einzelnen
noch gar nicht bekannt waren
und deshalb die Entstellung ei-
nes möglicherweise geschützten
Werkes im Sinne des UrhG nur
gemutmaßt, nicht aber konkret

komplexe Fragestellungen, die
im Rahmen eines Nachprüfungs-
verfahrens ohne zeitaufwendige
Untersuchung nicht einwandfrei
beurteilt werden können. Bei der
Prüfung einer möglichen Urhe-
berrechtsverletzung ist insbeson-
dere eine Interessenabwägung
vorzunehmen zwischen den Inte-
ressen des Urhebers und des Ei-
gentümers des Werkes.

Dies erfordert eine tiefgreifen-
de Prüfung der beiderseitigen In-
teressen. Dies gilt auch bei ei-
nem Abriss beziehungsweise

als ausschließliches Recht bezie-
hungsweise dessen Verletzung
ungeklärt. Eine umfassende Prü-
fungskompetenz der Vergabe-
kammer besteht nicht. Die Fest-
stellung beziehungsweise Verlet-
zung eines Urheberrechts nach
§ 14 UrhG erfordert aber regel-
mäßig eine umfassende Prüfung,
die im besonderen Maße gegen
das vergaberechtliche Beschleu-
nigungsgebot verstößt. Denn bei
der Klärung der Urheberrechte
handelt es sich – ähnlich wie bei
kartellrechtlichen Themen – um

bei Vorliegen eines Urheberrech-
tes beziehungsweise ausschließli-
chen Rechtes verpflichtet, nur
mit dem Inhaber einen Vertrag
abzuschließen, unabhängig von
einer tatsächlichen Verletzung
dieses Rechtes, würde der Verga-
bewettbewerb ohne Grund einge-
schränkt. Der Schutz der Urhe-
berrechte wäre dann im Vergabe-
recht unverhältnismäßig größer
als im Urheberrecht, so die Ans-
bacher Nachprüfungskammer.

Im vorliegenden Fall war das
Vorliegen eines Urheberrechts

Eine Vergabestelle schrieb Ob-
jektplanungsleistungen für

den Ersatzneubau und die Gene-
ralsanierung eines Gebäudekom-
plexes im Verhandlungsverfahren
mit vorgeschaltetem Teilnahme-
wettbewerb europaweit aus. Ein
Planer rügte das Vergabeverfahren
als fehlerhaft, weil sein Urheber-
recht ein Verhandlungsverfahren
ohne Teilnahmewettbewerb nach
§ 14 Abs. 4 Nr. 2 Buchst. c) VgV
ausschließlich mit ihm erfordern
würde. Das Werk stelle einen Ge-
bäudekomplex als Ganzes dar, das
im Ganzen entworfen und zur
Entstehung gebracht wurde. Die
europaweit ausgeschriebenen Pla-
nungsleistungen würden hingegen
zu einer Entstellung des gesamten
Werkes der Baukunst führen, wes-
halb eine Urheberrechtsverlet-
zung nach § 14 UrhG vorläge. Der
Auftraggeber half der Rüge nicht
ab. Der Planer beantragte die
Nachprüfung.

Kommt nur unter sehr
außergewöhnlichen
Umständen zur Anwendung

Die Vergabekammer Nordbay-
ern (Beschluss vom 29. Mai 2020
– RMF-SG21-3194-5-4) wies den
Nachprüfungsantrag als unbe-
gründet zurück. Die ausschrei-
bende Stelle ist nicht verpflich-
tet, Aufträge im Verhandlungs-
verfahren ohne Teilnahmewettbe-
werb nach § 14 Abs. 4 Nr. 2
Buchst. c) VgV zu vergeben. Das
Verhandlungsverfahren ohne be-
kanntgemachten Teilnahmewett-
bewerb muss stets die absolute
Ausnahme bleiben. Es kommt
nur unter sehr außergewöhnli-
chen Umständen zur Anwen-
dung. § 14 Abs. 4 VgV ermög-
licht der Vergabestelle deshalb
nur unter besonderen Vorausset-
zungen, auf einen Teilnahme-
wettbewerb zu verzichten.
Schutzzweck der Vorschrift ist
es, den Vergabewettbewerb ledig-
lich so weit einzuschränken, wie
unbedingt notwendig. Wäre ein
öffentlicher Auftraggeber bereits

Vergabekammer Nordbayern zum Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb

Vergabekammer kann kein Urheberrecht prüfen

Um Objektplanungsleistungen (hier Symbolbild) gab es Streit. FOTO: DPA/ANDREAS ALTWEIN
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worden sei. „Das Modell Heckler
& Koch 416 ist gewiss eine gute
Wahl für die Truppe“, sagte er. Die
Lehre müsse sein, bei künftigen
Beschaffungen stets die Frage
nach Patentrechtsverletzungen
auf dem Radarschirm zu haben.
Nun drohe eine jahrelange Ausei-
nandersetzung.

„Wer den Inhalt der vertrauli-
chen Patentgutachten kennt, den
überrascht die Entscheidung des
Verteidigungsministeriums nicht.
Die Tatsache, dass der einstige
Sieger der Ausschreibung nun aus
dem Verfahren ausgeschlossen
wird, zeigt, wie fehlerbehaftet der
Prozess zur Beschaffung eines
neuen Sturmgewehrs gelaufen
ist“, erklärte der Grünen-Verteidi-
gungspolitiker Tobias Lindner. Es
scheine, als ob am Ende die Ge-
richte entschieden, welches
Sturmgewehr die Truppe erhält.

„Der Ausschluss des Kleinun-
ternehmens Haenel angesichts der
Patentverletzungen und der Zu-
schlag für Heckler & Koch festigt
die Quasi-Monopolstellung von
Heckler & Koch auf dem deut-
schen Markt“, warnte der Linken-
Verteidigungspolitiker Alexander
Neu. Es sei zu bezweifeln, dass
eine Monopolstellung für das Ver-
hältnis von Preis und Qualität des
neuen Sturmgewehrs zu einem
Vorteil für Bundeswehr und Steu-
erzahler führen werde. „Schließ-
lich war der Auslöser für einen Er-
satz des derzeitigen Sturmgewehrs
G36 von Heckler & Koch dessen
unzureichende Qualität. Und ge-
nau dieses Unternehmen erhält
erneut den Zuschlag“, kritisierte
Neu. > CARSTEN HOFFMANN, DPA

Bohrungen, aus denen eingedrun-
genes Wasser wieder austreten
kann (“over the beach“). Zu bei-
den Themen liegen nach Informa-
tionen der Deutschen Presse-
Agentur in der Geheimschutzstel-

le des Bundestags zwei Gutachten
aus, die Patentrechtsverletzungen
annehmen. Allerdings gibt es
noch ein drittes Gutachten, in
dem Zweifel formuliert werden,
ob die Bohrungen überhaupt pa-
tentrechtsfähig sind.

Kritik der Opposition machte
sich am Dienstag an unterschied-
lichen Punkten fest. Der FDP-Ver-
teidigungspolitiker Alexander
Müller zeigte sich erleichtert, dass
nun eine Entscheidung getroffen

Mit Hinweis auf Patentrechts-
verletzungen hat das Verteidi-
gungsministerium den Thüringer
Waffenhersteller C.G. Haenel vom
Vergabeverfahren für das neue
Sturmgewehr der Bundeswehr
ausgeschlossen. Die Entscheidung
sei nach Auswertung aller vorge-
legten Unterlagen erfolgt, teilte
das Ministerium am Dienstag in
Berlin mit. „Die Firma wurde da-
rüber bereits in Kenntnis gesetzt.
Nunmehr ist beabsichtigt, den Zu-
schlag der Firma Heckler & Koch
zu erteilen“, hieß es weiter. Eine
patentrechtliche Bewertung sei
durch eine externe Patentanwalts-
kanzlei erfolgt. „Im Ergebnis liegt
nach Feststellung der Gutachter
eine Patentverletzung vor“,
schrieb das Ministerium.

Haenel aus Suhl hatte sich bei
dem Bieterverfahren für 120 000
Waffen überraschend gegen den
Oberndorfer Traditionslieferanten
Heckler & Koch durchgesetzt, der
auch das aktuelle Sturmgewehr
G36 liefert. Dieses soll nach ei-
nem Streit um die Treffgenauigkeit
nach langen Schussfolgen oder
auch unter Hitzeeinwirkung aus-
gemustert werden. Haenel hatte
den Zuschlag bekommen mit der
Begründung, die Waffe sei ver-
gleichbar gut, aber deutlich billi-
ger. Das Unternehmen gehört zu
einem arabischen Rüstungskon-
zern.

Das Ministerium führt nun Hin-
weise auf Patentrechtsverletzun-
gen an, wie sie Ende vergangenen
Jahres in Expertengutachten dar-
gestellt worden seien. Diese be-
treffen das angebotene Magazin
der Haenel-Waffe und spezielle

Verteidigungsministerium schließt Haenel von Vergabeverfahren aus

Erneute Chance für den Verlierer

Bundeswehrsoldaten tragen Sturm-
gewehre vom Typ G36 von Heckler
& Koch. FOTO: DPA/PATRICK PLEUL


